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Beklagten und Revisionsbeklagten,
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 6. Juli 1971 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Pehle sowie der 
Bundesrichter Dr. Bode, Dr. Weber, Sonnabend und 
Scheffen

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil 
des 3. Zivilsenats des Hanseatischen Ober­
landesgerichts in Hamburg vom 6. November 
1969 wird als unzulässig verworfen.

Die Kosten der Revision fallen dem Kläger 
zur Last.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Kläger ist Bauer und war von 1957 bis 1966 
Präsident des e.V.; er ist
Mitglied einer politischen Partei, als deren Abgeord­
neter er der Bürgerschaft der Freien und Hansestadt 
Hamburg angehört. Der Beklagte ist Rechtsanwalt und 
Alleininhaber einer Maklerfirma. Zwischen den Par­
teien, die früher befreundet waren, kam es Ende 1963 
zu Differenzen. Der Beklagte machte in Gegenwart von 
zwei weiteren Vorstandsmitgliedern des Bauernverban-



des dem Kläger den Vorwurf, dieser habe bei der Ab­
wicklung eines Kiesausbeutungsvertrages andere Grund­
stückseigentümer hintergangen und hierbei Sondervor­
teile erlangt; ferner habe er den Betrag von 272.OCO DM, 
den die Maklerfirma des Beklagten an ihn als Provi­
sionsanteil gezahlt hat, nicht bestimmungsgemäß an den 

abgeführt, sondern für sich verwendet, 
was unstreitig ist.

Die neben dem Kläger an dem Pachtvertrag (Kies­
ausbeutungsvertrag) beteiligten Grundstückseigentü­
mer erhoben am 5. März 1964 gegen den Kläger Klage 
auf Zahlung des Betrages, den die Pächterin, ein Be­
ton-Werk, zusätzlich an den Kläger gezahlt hatte; die­
ser Rechtsstreit wurde durch einen Vergleich des In­
halts beendet, daß der Kläger die ihm von dem Beton­
werk als Sondervorteile zugebilligten Ansprüche an 
die in einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts zusam­
mengefaßten Verpächter abtrat.

Bezüglich des an den Kläger gezahlten Betrages 
von 272.000 DM setzte der e^ne Unter­
suchungskommission ein. Diese kam zu dem Ergebnis,daß 
dem Kläger ein strafrechtlicher Vorwurf nicht zu ma­
chen sei. Der verlangte zunächst von
dem Kläger die Zahlung von 100.000 DM; später einig­
te er sich mit ihm auf den Betrag von 40.000 DM, den 
der Kläger im Jahre 1963 an den Bfl|HHH|||9zahlte. 
Gleichzeitig wurde die Aufwandsentschädigung des Klä­
gers von 300 DM monatlich auf 15.000 DM jährlich er­
höht .
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Im Jahre 1966 ging eine anonyme Anzeige bei der 
Hanseatischen Rechtsanwaltskammer ein, in der dem Be­
klagten u.a. im Zusammenhang mit Honorarforderungen 
wegen seiner Tätigkeit für Mitglieder des

der Vorwurf von otandeswidrigkeiten gemacht 
wurde. Diese Anzeige stammte, wie sich später heraus­
stellte, von einem Rechtsanwalt, der den Kläger ver­
treten hatte. Der Beklagte bezichtete sofort den Klä­
ger der Mitwirkung an dieser Anzeige und erhob in die­
sem Zusammenhang erneut den Vorwurf, der Kläger habe 
in der Kiesausbeutungsangelegenheit seine Mitgesell­
schafter betrogen und den für den Bauernverband be­
stimmten Betrag von 272.000 DM für sich verwendet.Am 
23. September 1966 legte der Kläger vorläufig sein 
Amt als Präsident des B f H H H H H H H B n i e d e r  mit der 
Begründung, dai3 er warten wolle, bis die gegen ihn 
erhobenen Vorwürfe geklärt seien; er blieb allerdings 
Vorstandsmitglied des In den folgen­
den Tagen kam es zu Presseveröffentlichungen und hier­
bei auch zu Darstellungen der Parteien, die Vorwürfe 
gegeneinander erhoben. Gegenstand dieser Pressefehde 
waren u.a. die von dem Beklagten gegen den Kläger er­
hobenen Vorwürfe in der Kiesausbeutungsangelegenheit 
und wegen der Verwendung des Betrages von 272.OCG DM.

Der Kläger hat von dem Beklagten Widerruf der 
von diesem aufgestellten Behauptungen in der Kiesbe­
ton-Angelegenheit und bezüglich der Verwendung des 
3etrages von 272.00C DM verlangt, hinsichtlich der 
letzteren Behauptung Widerruf auch in Form einer in



mehrere im Klageantrag näher bezeichnete Zeitun­
gen mit dem Schriftbild des redaktionellen Teils 
einzurückenden Anzeige, llilfsweise hat der Kläger 
von dem Beklagten die Unterlassung der Behauptung 
verlangt, der Kläger habe den Betrag von 272.000 DM 
zweckwidrig für sich selbst verwendet.

Der Beklagte hat um Klagabweisung gebeten und 
im Wege der Eventualwiderklage beantragt, ihm zu ge­
statten, den Zeitungsanzeigen einen Zusatz des In­
halts hinzuzufügen, daß der Kläger in der Kiesbeton- 
Angelegenheit seine Partner betrogen und ihnen ge­
genüber Untreue begangen habe. Der Beklagte bezeich­
net die von ihm aufgestellten Behauptungen als wahr. 
Das Widerrufsverlangen des Klägers würde nach seiner 
Ansicht darauf hinauslaufen, daß eine Klärung der ge­
gen den Kläger gerichteten Vorwürfe unmöglich ge­
macht werde.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen, so­
weit der Kläger Widerruf in der Kiesbeton-Angelegen- 
heit verlangt. Es hat den Beklagten verurteilt, 
schriftlich die Behauptung zu widerrufen, der Kläger 
habe den für sich verwendeten Betrag von 272.000 DM 
für Zwecke des erhalten. 'Weiterhin
ist der Beklagte verurteilt worden, in fünf Zeitun­
gen mit dem Schriftbild des redaktionellen Teils ei­
ne Anzeige zu veröffentlichen des Inhalts, daß er 
die Behauptung widerrufe, der Kläger habe den Be­
trag von 272.000 DM für Zwecke des B(
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erhalten. Das Landgericht hat die Klage bezüglich 
der Veröffentlichung in einer weiteren, überregio­
nalen Zeitung und die Eventualwiderklage des Be­
klagten abgewiesen.

Beide Parteien haben Berufung eingelegt. Das 
Oberlandesgericht hat die Berufung des Klägers zu­
rückgewiesen und auf die Berufung des Beklagten die 
Klage auf Widerruf als unbegründet abgewiesen.

Mit der Revision verfolgt der Kläger sein Wi­
derruf sbegehren weiter. Der Beklagte beantragt,das 
Rechtsmittel als unzulässig zu verwerfen, hilfswei­
se als unbegründet zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe:

I.

Im Revisionsrechtszug sind nur noch die von 
dem Kläger geltend gemachten Widerrufsansprüche im 
Streit, hinsichtlich der Kiesbeton-Angelegenheit 
mit dem ira Berufungsrechtszug klargestellten Antrag, 
daß der Widerruf insoweit gegenüber zwei namentlich 
genannten Personen erklärt werden, hilfsweise daß 
der Beklagte diesen Personen gegenüber erklären 
solle, er könne seine Behauptung, der Kläger habe 
sich in dieser Angelegenheit zum Nachteil seiner da­
maligen Partner strafbar gemacht, nicht aufrechter­
halten.
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II.

Die Revision ist unzulässig.

Nach § 546 ZPO in Verbindung mit Art. 1 Nr. 1 
BGH-EntlG findet die Revision nur dann statt, wenn 
sie das Oberlandesgericht in seinem Urteil zugelas­
sen hat oder wenn in Rechtsstreitigkeiten über ver­
mögensrechtliche Ansprüche der Wert des Beschwerde­
gegenstandes 25*000 DM übersteigt.

Das Berufungsgericht hat hier die Revision 
nicht zugelassen; sie wäre daher nur dann zulässig, 
wenn der Klageanspruch vermögensrechtlichen Charakter 
hat. Der erkennende Senat ist der Auffassung, daß der 
Widerrufsanspruch des Klägers nicht vermögensrecht­
licher Art ist. Der Kläger will mit seinem Widerrufs­
begehren Angriffen auf sein politisches und berufs­
ständisches Ansehen entgegentreten; er hat insoweit 
die Klage auf die Verletzung seiner Ehre gestützt. 
Widerrufsansprüche, welche die persönliche Ehre 
schützen sollen, sind grundsätzlich nicht vermögens­
rechtlicher Natur (vgl. Entscheidungen des erkennen­
den Senats vom 13. Juli 1962 - VI ZR 200/61 - VersR 
1962, 1088; vom 5. Januar 1968 - VI ZR 127/66 - VersR 
1968, 370; vom 29. Oktober 1968 - VI ZR 180/66 - 
VersR 1969, 62; vom 30. Mai 1969 - VI ZR 12-7/67 - 
VersR 1969, 804). Unbeschadet dieses Klagegrundes 
kann allerdings die vermögensrechtliche Natur des 
Anspruchs bejaht werden, wenn sich aus dem Klagevor-



bringen oder aus offenkundigen Umständen ergibt, 
daß das Rechtsschutzbegehren in erheblichem Umfang 
und in wesentlicher V/eise auch der Wahrung wirt­
schaftlicher Belange dienen soll (BGI1Z 35, 302,305; 
Entscheidungen des erkennenden Senats aaO). Indes 
sind diese Voraussetzungen im vorliegenden Ball 
nicht gegeben, der im Tatsächlichen Parallelen 
aufweist zu dem Bachverhalt, der dem Senatsurteil 
vom 5. Januar 1968 aaO zugrunde lag. Bort wie hier 
hätte es nahegelegen, daß der Kläger in den Tatsa­
cheninstanzen auf wirtschaftlich nachteilige Folgen 
der Presseveröffentlichungen eingegangen wäre; an 
einem solchen Vorbringen fehlt es. Der Kläger hat 
auch nicht den Klagegrund des § 824 BGB zur Erörte­
rung gestellt, der gerade die Erwerbsbeeinträchti­
gung betrifft; er hat den Klageanspruch ausdrück­
lich auf § 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit § 186 
StGB gestützt (Schriftsatz vom 22. Januar 1969).

Der Kläger hat auch nicht die Feststellung be­
gehrt, daß der Beklagte für etwa zu erwartende wirt­
schaftliche Auswirkungen der Presseveröffentlichun­
gen einzustehen habe. Das aber wäre zu erwarten ge­
wesen, wenn es dem Kläger entscheidend darum ginge, 
nachteiligen Beeinträchtigungen in seinem wirt­
schaftlichen Wirkungskreis als Landwirt entgegenzu­
treten. Es liegt gerade auf nicht vermögensrecht­
lichem Gebiet, wenn die Presseveröffentlichungen 
Auswirkungen im politischen Bereich gehabt haben 
oder wenn der Kläger an der Wahrnehmung von Ehren-
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Ämtern gehindert worden ist (Senatsurteil vcn l?- Ja­
nuar 1968 aaO). In diesem Ginne hat auch das Beru­
fungsgericht das Klagebegehren gewürdigt, wenn es 
als Zweck des Widerrufs die Beseitigung der fort­
dauernden Störung des Ansehens des Klägers annimmt 
und in diesem Zusammenhang auf dessen frühere Stel­
lung als Präsident des und auf die
gegenwärtige Abgeordneteneigenschaft hinweist. Von 
diesen Gesichtspunkten war auch das Landgericht aus­
gegangen. Der Kläger selbst hat vorgetragen, der Be­
klagte habe beabsichtigt, ihn in der Öffentlichkeit 
unmöglich zu machen; er hat behauptet, die von ihm 
als unrichtig bezeichneten Behauptungen des Beklag­
ten wiirden in der Öffentlichkeit, insbesondere im 
B f l H H H H P ,  weiterwirken, und er hat als Grundla­
ge des Veröffentlichungsanspruchs "die Verletzung der 
persönlichen Rechte" bezeichnet.

Demgegenüber hat der Beklagte in den Presseer­
klärungen des Klägers einen Angriff auf seine wirt­
schaftliche und berufliche Existenz gesehen; es hätte 
daher nahegelegen, daß nunmehr auch der Kläger eine 
Auswirkung der Äußerungen des Beklagten auf seine be­
ruflichen und wirtschaftlichen Belange behauptet hät­
te, wenn diese Interessen nach seiner Ansicht beein­
trächtigt worden wären. Gegen solche Auswirkungen 
spricht überdies, daß im September 1966, als die Pres­
sefehde einsetzte, die Kiesbeton-Angelegenheit bereits 
durch den Prozeßvergleich vom 28. April 1964 beendet 
war - der Kläger hat insoweit vorgetragen, daß diese



Sache im Jahr 1964 auch verbandsintern, d.h. inner­
halb des abgeschlossen gewesen sei -
und daß die umstrittene Zahlung von 272.000 DM durch 
die Absprache mit dem durch die
daraufhin Ende 1965 vorgenommene Abführung von 40.000 
DM seitens des Klägers an diesen Verband ebenfalls be­
reinigt worden war.

Zwar hat die "Kotgemeinschaft des Hafenerweite- 
rungsgebietes" sich eines ihr gegen den Kläger zuste­
henden Anspruchs von 156.000 DM berühmt, was den Klä­
ger zu einer negativen Peststellungsklage veranlaßt 
hat. Später hat dann die "Notgemeinschaft" u.a. die­
sen Betrag in einem Rechtsstreit vor dem Landgericht 
Hamburg gegen den Kläger geltend gemacht; hierbei han­
delt es sich um einen Teil des Betrages von 272.CCG DM, 
der nach der Behauptung des Beklagten dem ! ■ ■ ■ ■ ■ ■ ■  
und nicht dem Kläger persönlich zugestanden haben soll. 
Die erstmalig unter dem 4. Januar 1967 geltend gemach­
ten Ansprüche der "Ilotgemeinschaft" scheiden aber al­
lein schon zeitlich als Anlaß für die am 5. Oktober 
1966 bei dem Landgericht eingegangene, den Gegenstand 
des vorliegenden Rechtsstreits bildende Klage aus.Der 
Komplex "Notgemeinschaft"kann also dem Klagebegehren 
nicht vermögensrechtlichen Charakter verleihen, auch



nicht etwa deswegen, weil dei* Beklagte in dom zwi­
schen der "NotgemeinschaftM und dem Kläger schwe­
benden Rechtsstreit als Zeuge benannt worden ist. 
Dieser Gesichtspunkt würde sogar dem Widerrufsbe­
gehren entgegenstehen, weil insoweit der Beklagte 
zu einer Erklärung gezwungen werden könnte, die er 
als Zeuge möglicherweise nicht aufrechterhalten kann.

III.

Die Revision war deshalb als unzulässig zu ver 
werfen, ohne daß auf die sachliche Berechtigung des 
Widerrufsbegehrens einzugehen war.

Pehle Dr. Bode Dr. v/eber

Sonnabend Scheffen
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